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Freitag, 26. Januar 201810 MEINUNG & DEBATTE

KARIN HOFER

Die Schweiz und Europa

Der Tanz um den heissen Brei
Gastkommentar
von DIETER FREIBURGHAUS

Was ist eigentlich mit der schweizerischen Europa-
politik los? Ein einziges Wechselbad der Gefühle!
Da wird Tauwetter angesagt, eine «positive Dyna-
mik» beschworen, und kurz darauf herrschen Still-
stand und eisige Temperaturen. Die Masseneinwan-
derungsinitiative löste Panik aus, und eines Tages –
Simsalabim – war das Problem scheinbar ver-
schwunden. Man kommt Brüssel mit einem
Milliardengeschenk entgegen und findet sich kurz
danach auf einer grauen Liste der steuerrechtlich
unsauberen Staaten wieder.

Das institutionelle Rahmenabkommen stehe un-
mittelbar vor dem Abschluss, wird uns gesagt, und
wenig später, es sei vergiftet. Neuerdings streuen
sich sogar Parteipräsidenten Asche aufs Haupt und
gestehen, sich in Bezug auf die Dringlichkeit und
Unausweichlichkeit eines solchen Vertrags ge-
täuscht zu haben. Man verschiebt europapolitische
Zuständigkeiten und wechselt den Aussenminister
aus. Kurzfristig ruht alle Hoffnung auf einem Reset-
Knopf, und nun weiss keiner, wo der sich versteckt
hat. Und die sonst so gewandte vorjährige Bundes-
präsidentin lässt sich vom Kommissionspräsidenten
nicht nur umarmen, sondern angeblich sogar über
den Tisch ziehen!

In der Politik geht es oft drunter und drüber, aber
ein solches Tohuwabohu, wie wir es derzeit in der
Europapolitik erleben, ist dann doch ungewohnt –
eine Mischung aus Lähmung und unkontrollierten
spastischen Bewegungen. Dieser Politik fehlt jede
feste Grundlage, auf die man aufbauen könnte. Es
gibt keinen Kompass, der die Richtung vorgibt.
Unter den politischen Kräften ist nicht mehr die
Spur eines Konsenses darüber auszumachen, wohin
die Reise gehen soll.

EWR im Giftschrank

Seit Jahren fehlt eine Auslegeordnung, welche stra-
tegische Varianten aufzeigen würde. Der viel-
gerühmte bilaterale Weg ist längst kein Weg mehr,
sondern ein Labyrinth. Selbst der naheliegende und
funktionierende EWR ist in den Giftschrank ver-
bannt worden. Gift, wohin man blickt. Man erhält
den Eindruck, es gebe bei den zuständigen Stellen
keine hinreichend realitätshaltige Vorstellung mehr
davon, was die EU ist, wie sie reagiert und was sie
will. Und wer den Standpunkt Brüssels auch nur zu
erklären bemüht ist, wird als Landesverräter ge-
brandmarkt.

Man kann es auch anders sagen: Offenbar ist der
Schweiz jede ernstzunehmende Europapolitik ab-
handengekommen.Wie konnte es so weit kommen?
Kein Zweifel, die sachlich-negoziatorischen Pro-
bleme sind vertrackt. Das Strommarktabkommen
ist weit gediehen, doch eine Voraussetzung für den

Abschluss wäre die völlige Öffnung des Strommark-
tes – und dieser stehen gewichtige Interessen ent-
gegen. Die Abschaffung einiger von der EU monier-
ter Steuerprivilegien wird in eine Unternehmens-
steuerreform eingebettet, doch das Volk lehnt diese
ab. Neue Binnenmarktabkommen sind nur zu
haben, wenn es mit dem institutionellen Arrange-
ment vorangeht, doch da stehen die «fremden Rich-
ter» davor. Mit der Umsetzung des «Inländervor-
rangs light» harzt es, und eine Partei beginnt bereits
Unterschriften für die Kündigung des Personenfrei-
zügigkeitsabkommens zu sammeln. Gegen die Ver-
schärfung des Waffenrechts wird wohl das Referen-
dum ergriffen werden, und damit kommt Schengen
unter Beschuss. Und die «Selbstbestimmungsinitia-
tive» könnte das ganze bilaterale Kartenhaus zum
Einsturz bringen.

Warum hat sich ein solcher Berg vertrackter und
schier unlösbarer Probleme aufgehäuft? Wohl des-
halb, so meinen wir, weil sich die Schweiz in einem
Gespinst von falschen Ideen, problematischen Dok-
trinen und Selbsttäuschungen in Bezug auf ihr Ver-
hältnis zur Union verfangen hat. Einige Beispiele:
Seit über zwanzig Jahren verlangt Bern von der EU
immer neue Abkommen, immer neue Zugänge zum
Binnenmarkt und die Teilnahme an unzähligen
andern Aktivitäten. Meist erhielt sie das Gewollte
günstig. Doch keiner hat je gefragt, ob diese Form
der Integration nicht zu einer immer höheren Ab-
hängigkeit von Brüssel führe.Wenn Gegenforderun-
gen kommen, dann betonen wir unsere Nichtmit-
gliedschaft.

Wir möchten Zugang zu (fast) allen Märkten,
doch die Rechts- und Kontrollmechanismen, welche
für deren Funktionieren erforderlich sind, lehnen
wir ab.Wir stellen die Personenfreizügigkeit – einen
fundamentalen Baustein der EU – leichtfertig in-
frage und negieren die Guillotineklausel. Oder wir
fordern sogar, in offenbarer Unkenntnis der Ge-
schichte, deren Abschaffung.Wir verkaufen vor dem
Volk die Kohäsionsmilliarde als grosszügiges Ge-
schenk, obwohl es sich um den Eintrittspreis zum
Binnenmarkt handelt.Wir passen täglich unsere Ge-
setze dem EU-Recht an und träumen gleichzeitig
von einer Souveränität, über die angeblich unsere
Vor-Vorfahren verfügt hatten. Wir wollten und
sahen immer nur die wirtschaftliche Integration und
begriffen nicht den zutiefst politischen Charakter
des europäischen Integrationsprozesses. Und des-
halb nahmen wir an, wir könnten à la carte teil-
nehmen, ohne die Zeche zu bezahlen.

Langmut am Ende

Wieso hat die EU dies so lange mitgemacht? Zu-
nächst wohl deshalb, weil sie den Bundesrat mit sei-
ner Beitrittsstrategie ernst genommen hatte. Als
dann aber die Schweiz den bilateralen Weg zum
Königsweg erklärte und auf ihm immer weiter

gehen wollte, wurde Brüssel gewahr, dass da einiges
nicht mehr stimmte und dass die Schweiz besser-
gestellt wurde als die EU- und EWR-Mitgliedstaa-
ten. Nun begann Brüssel, seine Forderung nach
einem EWR-ähnlichen institutionellen Rahmen mit
einigem Druck zu bewehren. Seit fünf Jahren tan-
zen wir inzwischen um diesen heissen Brei und hof-
fen, er möge sich von selbst abkühlen. Man ahnt
irgendwie, dass es so nicht mehr lange weitergeht,
doch die Alternativen pendeln bis jetzt nur zwischen
Beschleunigen und Verzögern der Verhandlungen.
Wenn aber die EU nach Jahren der Langmut zeigt,
dass es ihr nun ernst ist, und sie dies durch die Be-
fristung der Anerkennung der Äquivalenz der Bör-
senregulierung unterstreicht, heisst es in Bern und
Umgebung: «So geht man mit Freunden nicht um!»

Die Schweiz im Spiegelkabinett

Warum aber kann die sonst als nüchtern und prag-
matisch bekannte schweizerische Classe politique
nicht aus ihrem selbstgebastelten Spiegelkabinett
von Illusion und Verdrängung, Hysterie und Be-
schwichtigung, Hoffnung und Lähmung ausbre-
chen? Wohl deshalb, weil inzwischen jede Variante
der Europapolitik das Fundament unseres staat-
lichen Selbstverständnisses angreift. Zwischen den
Bedingungen, Interessen und Realitäten einer er-
folgreichen schweizerischen Europapolitik einer-
seits und den populistisch aufgeladenen, souveräni-
tätsseligen, kurzsichtigen, medial verstärkten Anti-
EU-Stimmungen im Volk andrerseits tut sich ein tie-
fer Graben auf. Die direkte Demokratie und eine
zielführende Europapolitik scheinen sich immer
mehr unversöhnlich gegenüberzustehen. Da uns aus
wirtschaftlicher Notwendigkeit jedoch nichts ande-
res übrig bleibt, als im Seitenwagen der EU weiter
mitzufahren – vom Umsteigen in den Omnibus wol-
len wir gar nicht erst sprechen –, es aber beinahe un-
möglich scheint, das Volk dafür zu gewinnen, kommt
es zur beschriebenen spastischen Lähmung.

Nun, die Forderungen Brüssels können wir nicht
mehr abwenden, das haben wir inzwischen begrif-
fen. Und die EU wird auch nicht einfach verschwin-
den, wiewohl dies nicht wenige gehofft hatten. Noch
weniger können wir das Volk abschaffen.Wir könn-
ten aber dem Volk reinen Wein einschenken durch
glaubwürdige Schankwirte. Es wird jahrelange
intensive und mühsame Erklärungsarbeit erfor-
dern, die Grundlage für eine vom Souverän ge-
stützte und gebilligte neue Europapolitik zu legen.
Und es ist noch keineswegs absehbar, ob sich dazu
das Personal findet. Darin wenigstens sind wir Bri-
tannien ähnlich!

Dieter Freiburghaus ist emeritierter Professor für euro-
päische Studien am Hochschulinstitut für öffentliche Ver-
waltung (IDHEAP) der Universität Lausanne.

Zwischen den Realitäten
einer Europapolitik und
den souveränitätsseligen
Anti-EU-Stimmungen tut
sich ein tiefer Graben auf.
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An eine Gartenlandschaft habe sie denken
müssen, als sie die wie mit leichter Hand
verteilten Tannen auf dem Julierpass ins
Objektiv nahm, erinnert sich die NZZ-Fotogra-
fin Karin Hofer; der Eindruck habe sie heiter
gestimmt – und tatsächlich: Sogar die Lawinen-
verbauungen im Hintergrund mit ihrem Wechsel
horizontaler und vertikaler Strukturen wirken
fast wie Schmuckelemente. Karin Hofers
Aufnahmen sind nicht nur eine Hommage an
den Schnee, der hier einmal nicht nach der
Regel «je mehr, desto besser» ins Bild gesetzt
wird; sie sind auch eine virtuose Erkundung
der besonderen Akzentsetzungen und
Gestaltungsmöglichkeiten, welche die
Schwarz-Weiss-Fotografie bietet.


